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 10-jährige Verjährungsfrist für Vergütungs-
forderung des Bauträgers 

Eine aktuelle Entscheidung des Bundesge-
richtshofs vom 07.12.2023, Az. VII ZR 231/22 
gibt Anlass auf Folgendes hinzuweisen: 

Die Verjährung für Vergütungsforderungen be-
trägt allgemein 3 Jahre, beginnend mit dem 
Ende des Jahres, in dem die Forderung ent-
standen ist. Dies wurde bislang überwiegend 
auch für Vergütungsforderungen des Bauträ-
gers, der neben der Errichtung von Wohnungs-
eigentum auch die teilweise Übertragung von 
Grundeigentum schuldet, so angenommen. 

Dies hat der Bundesgerichtshof nun dahinge-
hend entschieden, dass die Verjährungsfrist 10 
Jahre beträgt, beginnend mit dem Ende des 
Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. 
Dies gilt für all diejenigen Fälle, in denen sich 
der Verkäufer eines Grundstückanteils zur Er-
richtung einer Eigentumswohnung verpflichtet.  

Die Entscheidung betrifft also nicht Vergütungs-
ansprüche, wenn auf fremdem Grundstück ge-
baut wird. Bei diesen verbleibt es bei der Ver-
jährung nach 3 Jahren. Diese Entscheidung 
kann insbesondere dann von Bedeutung sein, 
wenn Bauträger – warum auch immer – Forde-
rungen nicht innerhalb von 3 Jahren weiterver-
folgt haben und dann davon ausgegangen sind, 
dass die Forderungen nun verjährt sind. Hier 
gibt es gegebenenfalls Anlass zur Neubewer-
tung. 

Erwerber von Wohneigentum müssen also nun 
etwas länger rechnen, für noch offene Forde-
rungen des Bauträgers in Anspruch genommen 
zu werden, Bauträger können eventuell bereits 
als uneinbringlich ausgebuchte Forderungen 
möglicherweise nochmals reaktivieren. 

BGH, Urteil vom 07.12.2023 – VII ZR 231/22 

 

 

 Trennung innerhalb der Ehewohnung 

Es ist das dauerhafte Getrenntleben von Ehe-
leuten Voraussetzung für verschiedene Ansprü-
che. Insbesondere setzt ein Antrag auf Ehe-
scheidung voraus, dass ein dauerhaftes Ge-
trenntleben seit zumindest einem Jahr besteht, 
soweit keine Härtegründe vorliegen, was übli-
cherweise nicht der Fall ist. Dabei muss für die 
dauerhafte Trennung kein Auszug (räumliche 
Trennung) erfolgen, die Trennung kann auch in-
nerhalb der zuletzt gemeinsam genutzten Im-
mobilie (Ehewohnung) erfolgen. 

Durch das OLG Koblenz war in einem Be-
schluss vom 9. Juni 2023 – 7 UF 172/23 dar-
über zu entscheiden, ob zum Zeitpunkt der Ent-
scheidung in erster Instanz, durch welche der 
Scheidungsantrag der Ehefrau abgewiesen 
wurde, ein dauerhaftes Getrenntleben seit ei-
nem Jahr bestanden hat oder nicht. Der Termin 
zur Anhörung/Schluss der mündlichen Ver-
handlung hat am 27. Februar 2023 stattgefun-
den, der Antrag auf Ehescheidung namens der 
Ehefrau wurde dem Ehemann am 12. Februar 
2022 zugestellt. Der Ehemann hatte geltend ge-
macht, ein dauerhaftes Getrenntleben inner-
halb der Ehewohnung bestehe frühestens seit 
Ende April 2022. 

Entgegen der Auffassung des Amtsgerichts be-
stand aus Sicht des OLG Koblenz bereits am 
27. Februar 2023 das dauerhafte Getrenntle-
ben innerhalb der Ehewohnung seit zumindest 
einem Jahr. Es wurde zwar auch durch das 
OLG Koblenz betont, dass das „Höchstmaß ei-
ner Trennung in allen Lebensbereichen herbei-
geführt“ werden muss sowie weiter, dass „der 
Trennungswille nach objektiven Kriterien nach 
außen deutlich werden muss.“ Mit Hinweis auf 
anderweitige Entscheidungen wurde jedoch 
eingeschränkt, dass lediglich die gemeinsame 
Nutzung von Funktionsräumen, welche nur ein-
mal vorhanden sind (Küche, Toilette, Bad, 
Waschküche), ein Getrenntleben nicht aus-
schließt (so auch OLG München FamRZ 2001, 
1457) und auf die Anwesenheit gemeinsamer 
minderjähriger Kinder, beispielsweise in Form 
einzelner gemeinsamer Mahlzeiten beider El-
ternteile mit den Kindern, Rücksicht genommen 
werden kann, ohne dass dies einer dauerhaften 
Trennung entgegensteht. 
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In Bezug auf die „Erkennbarkeit des Trennungs-
willen nach außen hin“ wurde von Seiten des 
OLG Koblenz auf die Zustellung des Schei-
dungsantrages, mehr als ein Jahr vor dem Ver-
handlungstermin in erster Instanz, hingewie-
sen. 

OLG Koblenz, Beschluss vom 9. Juni 2023 – 7 
UF 172/23 

 

 Mietvertragliche Ausschlussfrist im gewerb-
lichen Mietverhältnis 

Im Rechtsstreit I-30 U 349/22 befasste sich das 
Oberlandesgericht Hamm mit der Wirksamkeit 
einer mietvertraglichen Ausschlussfrist in einem 
Mietvertrag über Gewerberäume. Der Mieter 
klagte auf Einsicht in die Belege, die zwei Ne-
benkostenabrechnungen zugrunde lagen. Der 
Vermieter machte geltend, er müsse keine Be-
legeinsicht gewähren, weil keine Ansprüche 
des Mieters aus der Nebenkostenabrechnung 
in Betracht kommen. Der Mietvertrag enthält 
nämlich eine formularmäßige Ausschlussfrist, 
die längst abgelaufen war. Im Mietvertrag ist ge-
regelt, dass ein Saldo aus der Nebenkostenab-
rechnung binnen vier Wochen nach Zugang der 
Abrechnung auszugleichen ist. Sodann heißt es 
im Mietvertrag: 

"Der Vermieter wird dem Mieter auf dessen 
Wunsch nach vorheriger terminlicher Abstim-
mung innerhalb der genannten vier Wochen in 
den Verwaltungsräumen Einsicht in die Abrech-
nungsunterlagen geben. Die Abrechnung gilt 
als anerkannt, wenn der Mieter dieser nicht in-
nerhalb einer weiteren Frist von vier Wochen 
unter Angabe von Gründen schriftlich wider-
sprochen hat." 

In der Nebenkostenabrechnung wird auf die 
Ausschlussfrist hingewiesen. In erster Instanz 
hat das Landgericht Münster die Klage auf Be-
legeinsicht mit der Begründung angewiesen, es 
fehle an einem rechtlichen Interesse an der Be-
legeinsicht, weil wegen der versäumten Aus-
schlussfrist Ansprüche des Mieters aus den Ne-
benkostenabrechnungen nicht bestehen kön-
nen. 

In der mündlichen Verhandlung im Berufungs-
verfahren weist das Oberlandesgericht Hamm 
darauf hin, dass die Regelung im Mietvertrag, 
wonach der Vermieter dem Mieter auf dessen 
Wunsch nach vorheriger terminlicher Abstim-

mung innerhalb von vier Wochen in den Verwal-
tungsräumen des Einkaufszentrums Einsicht in 
die Abrechnungsunterlagen geben werde, 
keine Ausschlussfrist darstellt. Insoweit sei zu-
mindest die Unklarheitenregel nach § 305c 
BGB einschlägig. Er stelle sich dann die Frage, 
ob das Belegeinsichtsrecht nicht mehr bestehe, 
wenn Einwendungen gegen die Nebenkosten-
abrechnung nicht mehr geltend gemacht wer-
den können. Insoweit genüge aber ein allge-
meines Kontrollrecht des Mieters, die Klage auf 
Belegeinsicht hätte also vom Landgericht nicht 
wegen fehlenden Rechtsschutzinteresses ab-
gewiesen werden dürfen. Selbst wenn die Aus-
schlussklausel des Mietvertrags wirksam wäre 
kämen noch immer Ansprüche aus unerlaubter 
Handlung in Betracht, sodass ein Belegein-
sichtsrecht nicht entfällt. 

Aber selbst dann, wenn man die Frist von vier 
Wochen zur Belegeinsicht als Ausschlussrege-
lung interpretieren würde wäre die Klausel nach 
Meinung des Oberlandesgerichts Hamm un-
wirksam, weil die Anerkenntnisfiktion des Miet-
vertrags, wonach die Abrechnung als anerkannt 
gilt, wenn der Mieter dieser nicht innerhalb einer 
weiteren Frist von vier Wochen unter Angabe 
von Gründen schriftlich widersprochen hat, 
nach Auffassung des Oberlandesgerichts 
Hamm unwirksam ist. Die Unwirksamkeit würde 
dann auch die Frist für die Belegeinsicht erfas-
sen, da beide Regelungen als Einheit zu sehen 
sind. Die im Mietvertrag vorgesehene Aner-
kenntnisfiktion ist nach Auffassung des Ober-
landesgerichts Hamm wegen unangemessener 
Benachteiligung unwirksam, weil die Frist von 
vier Wochen für die Prüfung und Geltendma-
chung von Einwendungen zu kurz sei. Nach der 
eigenen Einlassung des Vermieters handelte es 
sich um umfangreiche Belege, sodass also 
auch eine umfangreiche Prüfung durchgeführt 
werden muss. Hinzu kommt, dass es – wie auch 
in der konkreten Sache geschehen – passieren 
könne, dass zwei Abrechnungen kurz hinterei-
nander erteilt werden, sodass ein erhöhter Auf-
wand der Prüfung erforderlich sei. Eine Frist 
von nur vier Wochen sei zu kurz. Es könne 
durchaus vorkommen, dass Belegeinsicht erst 
am Ende der ersten Frist von vier Wochen ge-
währt werde, sodass der Mieter dann tatsäch-
lich nur vier Wochen Zeit zur Prüfung der Be-
lege und zur Geltendmachung von Einwendun-
gen habe. Dies sei zu kurz. 

Nach diesem rechtlichen Hinweis des Oberlan-
desgerichts Hamm anerkannte der Vermieter 
den klagweise geltend gemachten Anspruch 
auf Gewährung von Belegeinsicht. 

OLG Hamm, Anerkenntnisurteil vom 
29.11.2023, I-30 U 349/22 
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 Offenbarungspflichten in Bezug auf Vor-
schäden 

Durch das OLG Bremen war als Berufungs-
instanz über einen Sachverhalt zu entscheiden, 
wonach ein Fahrzeugeigentümer nach Scha-
denseintritt Ansprüche gegenüber seiner Voll-
kaskoversicherung geltend gemacht hat. Im er-
stellten Schadengutachten, gegenüber dem in-
soweit tätigen Sachverständigen, hat der Klä-
ger/Versicherungsnehmer nicht auf ihm be-
kannte Vorschäden hingewiesen. Auf eine 
Nachfrage des Versicherers wegen etwaiger 
Vorschäden hat der Kläger wahrheitswidrig er-
klärt, solche seien nicht vorhanden. Durch den 
Kläger/Versicherungsnehmer wurde geltend 
gemacht, er sei von einer vollständigen und 
fachgerechten Reparatur des ihm bekannten 
Vorschadens ausgegangen, habe diesen des-
halb nicht als relevant angesehen. 

In erster Instanz wurde die Klage auf Zahlung 
durch die Vollkaskoversicherung abgewiesen. 
Die hiergegen erhobene Berufung ist von Sei-
ten des OLG Bremen durch einstimmigen Be-
schluss vom 26.6.2023 – 3 U 41/23 (DAR 2024, 
77) zurückgewiesen worden. Es ist zu beobach-
ten, dass Versicherungsunternehmen ver-
mehrt, auch als Kfz-Haftpflichtversicherer,  aus-
drücklich nach Vorschäden fragen, dies mut-
maßlich mit dem Ziel, den Nachweis eines un-
fallabhängigen Schadens infrage zu stellen. 

OLG Bremen, Beschluss vom 26.6.2023 – 3 U 
41/23 

 

 Wann ist eine Beschlussfeststellungsklage 
sinnvoll? 

Der Feststellung und Verkündung eines Be-
schlussergebnisses durch den Versammlungs-
leiter kommt neben der konstitutiven auch eine 
inhaltsfixierende Bedeutung zu. Wenn Fehler 
passieren, demnach das Beschlussergebnis 

unrichtig festgestellt oder unrichtig verkündet 
ist, ist eine Anfechtungsklage verbunden mit der 
positiven Feststellungsklage (sogenannte Be-
schlussfeststellungsklage) zu erheben. Durch 
das Inkrafttreten des Wohnungseigentumsmo-
dernisierungsgesetzes zum 01.12.2020 hat 
sich nichts geändert, so der BGH. 

In einer Wohnungseigentümergemeinschaft 
gab es mehrere Häuser, an einem der Häuser 
war ein Balkon stark sanierungsbedürftig. Die 
Wohnungseigentümer des von der Balkonrepa-
ratur betroffenen Hauses stimmten mehrheitlich 
für den Beschlussantrag, mit welchem die Sa-
nierung beschlossen werden sollte, die anderen 
Wohnungseigentümer dagegen. Der Verwalter 
stellte fest, dass die Sanierung des Balkons 
durch Mehrheitsbeschluss abgelehnt wurde. 
Die Kläger verlangen, den Beschluss für ungül-
tig zu erklären und festzustellen, dass der be-
antragte Beschluss zustande gekommen ist, da 
die Eigentümer der anderen Häuser nach den 
Vorgaben der Teilungserklärung nicht stimmbe-
rechtigt waren. 

Es ist zwar richtig, dass die Eigentümer der an-
deren Häuser nicht stimmberechtigt waren, 
weshalb die Eigentümerversammlung mehr-
heitlich die Sanierung beschlossen hat, was 
dem Verkündungsergebnis widerspricht. Den-
noch hatte die Klage keinen Erfolg. Denn im 
Rahmen einer solchen Beschlussfeststellungs-
klage kann die beklagte Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer Anfechtungsgründe ein-
redeweise geltend machen. Die Anfechtungs-
gründe können auch von der Wohnungseigen-
tümergemeinschaft geltend gemacht werden, 
obwohl diese gemäß § 44 Abs. 1 S. 1 WEG 
nicht befugt ist, eine Beschlussanfechtungs-
klage zu erheben, sondern dies allein den Woh-
nungseigentümern vorbehalten bleibt. Dies ent-
spricht dem gesetzgeberischen Ziel des Woh-
nungseigentumsmodernisierungsgesetzes, 
durch geänderte Verfahrensvorschriften eine 
effiziente Streitbeilegung zu fördern und Pro-
zesse mit einer Vielzahl von Beteiligten mög-
lichst zu vermeiden, so der BGH. 

Der Bundesgerichtshof meint, dass die Klage 
unbegründet ist, weil der begehrte Beschlussin-
halt ordnungsgemäßer Verwaltung wider-
spricht. Denn es gab bereits ein rechtskräftiges 
Urteil des Amtsgerichtes über eine Beschlus-
sersetzung. Der von den Klägern begehrte Be-
schluss zur Feststellung wäre damit ein abän-
dernder Zweitbeschluss. Eine solche Neurege-
lung durch Zweitbeschluss entspricht aber nach 
Auffassung des BGH nur dann ordnungsgemä-
ßer Verwaltung, wenn sich die tatsächlichen 
Umstände nach Schluss der letzten mündlichen 
Verhandlung im Vorprozess verändert haben, 
was vorliegend nicht zutraf, weshalb die Revi-
sion der Kläger gegen die Klageabweisung zu-
rückgewiesen wurde. 
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Der Bundesgerichtshof klärt damit einige strit-
tige Fragen, wie mit Fehlern bei der Feststel-
lung und Verkündung von Beschlüssen umzu-
gehen ist, welche Voraussetzungen Zweitbe-
schlüsse haben müssen und schafft Rechtssi-
cherheit. 

BGH, Urteil vom 10.11.2023 - V ZR 51/23 
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